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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3716/90 DER KOMMISSION
vom 19. Dezember 1990

mit Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 4046/89 des
Rates vom 21 . Dezember 1989 über die Sicherheitsleistungen für Zollschulden

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4046/89 des Rates
vom 21 . Dezember 1989 über die Sicherheitsleistungen
für Zollschulden ('), nachstehend Grundverordnung
genannt, insbesondere auf Artikel 15,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Verpflichtung des Bürgen gemäß Artikel 9 der
Grundverordnung sollte schriftlich erfolgen.
In Artikel 10 Absatz 2 der Grundverordnung ist vorge­
sehen, daß andere Formen der Sicherheitsleistung als die
Hinterlegung einer Barsicherheit oder die Stellung eines
Bürgen sowie die Hinterlegung einer Barsicherheit oder
die Überlassung von Werten zugelassen werden können,
ohne daß die Voraussetzungen von Artikel 8 Absatz 1 der
Grundverordnung erfüllt sind, wenn diese Formen die
Erfüllung der Zollschuld in gleichwertiger Weise gewähr­
leisten .

Ist die Erfüllung der Zollschuld in der vorgesehenen
Weise gewährleistet, so muß die Möglichkeit eingeräumt
werden, eine möglichst große Zahl verschiedener Formen
der Sicherheitsleistung zuzulassen, damit die Wirtschafts­
kreise die kostengünstigsten Formen der Sicherheitslei­
stung in Anspruch nehmen können.
Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für allge­
meine Zollregelungen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Verpflichtung des Bürgen im Sinne von Artikel 9 der
Grundverordnung muß schriftlich erfolgen .

Artikel 2

( 1 ) Abgesehen von der Hinterlegung einer Barsicher­
heit und der Stellung eines Bürgen im Sinne der Artikel 7
bis 9 der Grundverordnung können die Mitgliedstaaten

folgende Formen der Sicherheitsleistung sowie die
Hinterlegung einer Barsicherheit oder der Überlassung
anderer Werte, ohne daß die Voraussetzungen von Artikel
8 Absatz 1 erfüllt sind, zulassen :

a) die Bestellung einer Hypothek, einer Grundschuld,
eines Immobiliar-Nutzpfands oder eines gleichge­
stellten Rechts an einer unbeweglichen Sache ;

b) die Abtretung von Forderungen, die Bestellung von
Besitzpfandrechten oder besitzlosen Pfandrechten, die
Sicherungsübereignung, die Verpfändung von Waren,
Wertpapieren oder Forderungen, insbesondere eines
Sparbuchs oder einer Eintragung in das öffentliche
Schuldbuch ;

c) einen gesamtschuldnerischen Schuldbeitritt durch eine
von der Zollbehörde zugelassene Person, insbesondere
die Überlassung eines Wechsels, für dessen Einlösung
eine solche Person einzustehen hat ;

d) eine Barsicherheit oder eine einer solchen gleichge­
stellte Sicherheit in einer anderen Währung als derje­
nigen des Mitgliedstaats, in dem die Sicherheit gelei­
stet wird ;

e) die Teilnahme an einem allgemeinen Sicherheitssy­
stem der Zollbehörde durch Zahlung eines Beitrags.

(2) Die Fälle und Voraussetzungen, in denen die in
Absatz 1 genannten Formen der Sicherheitsleistung in
Anspruch genommen werden können, werden von der
Zollbehörde festgelegt.

Artikel 3

Eine Barsicherheit wird von der Zollbehörde nicht
verzinst.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Sie gilt ab 1 . Januar 1991 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 19 . Dezember 1990

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission
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